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Kleine Anfrage 8572 
 
der Abgeordneten Enxhi Seli-Zacharias   AfD 
 
 
Bleiberecht trotz fehlender Mitwirkung? – Anwendung des § 25b AufenthG auf 
langjährig geduldete Ausländer 
 
 
Nach öffentlich bekannt gewordenen Unterlagen lehnte die Stadt Köln im November 2024 ein 
Unterstützungsangebot der Zentralen Ausländerbehörde Coesfeld zur Beschaffung von 
Rückreisedokumenten für rund 500 vollziehbar ausreisepflichtige Personen ab. Stattdessen 
wurde nach den vorliegenden Informationen darauf verwiesen, dass die Betroffenen seit 
längerer Zeit geduldet seien und bei der Erlangung einer dauerhaften Aufenthaltsperspektive 
unterstützt werden sollten.1 
 
Dieser Vorgang ist insbesondere vor dem Hintergrund des § 25b AufenthG von erheblicher 
rechtlicher Bedeutung. Nach § 25b Abs. 1 AufenthG kann langjährig geduldeten Ausländern 
bei nachhaltiger Integration eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Gleichzeitig bestimmt § 
25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG ausdrücklich, dass die Aufenthaltserlaubnis zu versagen ist, wenn 
der Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben, Täuschung über 
Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch die Nichterfüllung zumutbarer Anforderungen an 
die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindert oder verzögert. 
 
Darüber hinaus ist nach § 25b Abs. 2 Nr. 2 AufenthG die Erteilung zu versagen, wenn ein 
Ausweisungsinteresse im Sinne des § 54 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG besteht. § 
54 AufenthG enthält hierzu besondere gesetzliche Gewichtungen für bestimmte strafrechtliche 
Verurteilungen. 
 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang bei der Erteilung von 
Aufenthaltserlaubnissen nach § 25b AufenthG geprüft wird, ob die Betroffenen zuvor durch 
fehlende Mitwirkung selbst zur Verzögerung ihrer Aufenthaltsbeendigung beigetragen haben. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Aufenthaltserlaubnisse nach § 25b AufenthG wurden in Nordrhein-Westfalen 

seit dem 1. Januar 2024 an Personen erteilt, die zum Zeitpunkt der Antragstellung 
vollziehbar ausreisepflichtig waren? 

 
2. In wie vielen Fällen wurde seit dem 1. Januar 2024 die Erteilung einer 

Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG wegen der in § 25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG 
genannten fehlenden Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen versagt? 

 
1 https://www.ksta.de/koeln/koeln-lehnte-nrw-hilfsangebot-fuer-abschiebungen-ab-1341287  
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3. Welche Anforderungen stellt die Landesregierung an die Ausländerbehörden bei der 
Prüfung, ob ein Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch die Nichterfüllung 
zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beschaffung von Pass- oder 
Heimreisedokumenten im Sinne des § 25b Abs. 2 Nr. 1 AufenthG verhindert oder 
verzögert hat? 

 
4. In wie vielen Fällen wurden seit dem 1. Januar 2024 Aufenthaltserlaubnisse nach § 25b 

AufenthG trotz zuvor dokumentierter fehlender Mitwirkung bei der Beschaffung von 
Pass- oder Heimreisedokumenten erteilt? 

 
5. Welche fachaufsichtlichen Maßnahmen ergreift die Landesregierung, wenn eine 

Ausländerbehörde eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG erteilt, obwohl 
konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Betroffene die Aufenthaltsbeendigung 
durch die Nichterfüllung zumutbarer Mitwirkungspflichten im Sinne des § 25b Abs. 2 Nr. 
1 AufenthG verhindert oder verzögert hat? 

 
 
 
 
Enxhi Seli-Zacharias       
 
 

 
 


